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Betr.: Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 
(BGBl. I S. 282) und Luftverkehrsgesetz 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dichgans, Dr. Gruhl r 
Dr. Schneider (Nürnberg), Dr. Jaeger, Engelsberger und 
Genossen 

- Drucksache VI/2824 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Verkehr wie folgt: 

1. Wann werden die gemäß 

a) § 32 Abs. 1 Nr. 1, 15 und 16 LuftVG zu erlassenden Durch- 
führungsverordnungen zum Schutz der Bevölkerung vor 
Fluglärm und Luftverunreinigungen durch Luftfahrzeuge, 

b) § 32 Abs. 5 LuftVG zur Durchführung des Luftverkehrs- 
gesetzes und der dazu ergangenen Rechtsverordnung erfor- 
derlichen Verwaltungsvorschriften 

erlassen werden? 


Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß vor dem Erlaß von 
Vorschriften nach §§ 32 Abs. 1 Nr. 1, 15 und 16 und Abs. 5 des 
Luftverkehrsgesetzes in der Fassung vom 4. November 1968 
(Bundesgesetzbl. I S. 1113), zuletzt geändert durch das Gesetz 
zum Schutz gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (Bundesgesetzbl. 
I S. 282) das Ergebnis der Maßnahmen zum Schutz gegen Lärm 
und Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge, die in die Wege 
geleitet worden sind, abgewartet werden sollte. Im einzelnen 
handelt es sich vor allem um folgende Maßnahmen: 

Der Bundesminister für Verkehr und die zuständigen obersten 
Luftfahrtbehörden der Länder untersuchen zur Zeit, inwieweit 
durch Änderung der Flughafengenehmigungen der Lärmbelästi- 
gung durch Triebwerkstandläufe begegnet werden kann. Die 
großen technischen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die 
sich dabei ergeben, werden als nicht unüberwindbar angesehen. 
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In Ausführung einer internationalen Vereinbarung, die auf der 
1. Fluglärmkonferenz der ICAO Ende 1969 in Montreal getrof- 
fen worden ist, hat der Direktor des Luftfahrtbundesamtes am 
31. Juli 1970 eine „Bekanntmachung über Lärmgrenzwerte bei 
Flugzeugen" (Nachrichten für Luftfahrer Teil II 109/70) ver- 
öffentlicht, wonach die Musterzulassung nur für solche Ver- 
kehrsflugzeuge erteilt wird, die bestimmte Geräuschgrenzwerte 
nicht überschreiten. Dies bedeutet praktisch, daß neu zugelas- 
sene Flugzeugmuster nur noch halb so laut sein werden, wie die 
entsprechenden in Betrieb befindlichen Flugzeuge. 

Inwieweit bei den in Betrieb befindlichen Flugzeugen durch 
Umrüstung eine Lärmminderung erreicht werden kann - ein 
technisch und wirtschaftlich schwieriges Problem - ist Gegen- 
stand der Beratung in einer Arbeitsgruppe der ICAO. Die deut- 
sche Vertretung in dieser Arbeitsgruppe setzt sich gegen erheb- 
liche Widerstände anderer Staaten nachdrücklich für eine solche 
Umrüstung ein (s. hierzu Drucksache VI/2622 vom 29. Septem- 
ber 1971). Im Einzelfall kann das An- und Abflugverfahren 
erheblichen Einfluß auf das Maß der Lärmbelastung haben. 
Die Bundesanstalt für Flugsicherung arbeitet eng mit den ober- 
sten Luftfahrtbehörden der Länder, den Flughäfen und den Luft- 
fahrtunternehmen zusammen, um für jeden Flughafen die opti- 
malen Verfahren zu finden und durchzusetzen. Dabei konnten 
bereits recht befriedigende Ergebnisse erzielt werden. Es ver- 
steht sich von selbst, daß in jedem Falle die Flugsicherheit voll 
gewährleistet bleiben muß. 

Zur Zeit wird eine DIN-Nonn „Fluglärmüberwachung in der 
Umgebung von Flughäfen - Meßeinrichtungen, Meßverfahren 
und Auswertung" vorbereitet. Im zuständigen Fachnormen- 
ausschuß Akustik und Schwingungstechnik (FANAK) arbeiten 
Fachleute aus dem Bereich der Luftfahrt mit. Die Norm wird die 
Grundlage einer allgemeinen rechtlichen Regelung der Messung 
des Fluglärms und der Auswertung der Meßergebnisse an deut- 
schem Flughäfen weiden können. 

Wie Untersuchungen in der Bundesrepublik Deutschland und 
im Ausland ergeben haben, ist die Luftverunreinigung durch 
Luftfahrzeuge insgesamt kaum vergleichbar mit der Luftver- 
unreinigung durch gewerbliche Anlagen, häusliche Feuerung 
und Kraftfahrzeuge: Ihr Anteil an der Gesamtluftverschmut- 
zung liegt unter 1 °/o. Auch in der unmittelbaren Umgebung von 
stark frequentierten Flughäfen ist nach Messungen in den USA 
das Kraftfahrzeug mehr als doppelt so stark an der Luftver- 
schmutzung beteiligt. Da startende Luftfahrzeuge rasch Höhe 
gewinnen, ist die Verteilung der luftverunreinigenden Stoffe 
ungleich besser, als bei dem langsam fließenden Flächenverkehr 
und den stationären Anlagen. Hinzu kommt, daß Abgase aus 
Düsenaggregaten in erster Linie sichtbare Rußanteile und keine 
oder nur geringe Anteile an Schadstoffen enthalten, wie sie 
vom Kraftfahrzeugmotor emittiert werden (z. B. Blei, Kohlen- 
monoxid). Zur Zeit werden die rauchstarken Düsentriebwerke 
so umgerüstet, daß die Rußanteile weitgehend entfallen. 
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2. Wann werden die in § 7 des Fluglärmgesetzes vorgesehenen 
Schallschutzanforderungen im Wege der Rechtsverordnung fest- 
gesetzt werden? 

Die Bundesregierung hat unverzüglich nach dem Inkrafttreten 
des Gesetzes zum Schutz gegen Fluglärm mit der Erarbeitung 
einer Rechtsverordnung über die nach § 7 dieses Gesetzes zu 
bestimmenden Schallschutzanforderungen begonnen. Dabei 
kamen ihr wissenschaftliche Untersuchungen zustatten, die sie 
bereits in der vergangenen Legislaturperiode in Auftrag ge- 
geben hatte. Bis Ende des Jahres wird voraussichtlich ein erster 
Entwurf der Rechtsverordnung vorliegen. Der Entwurf wird 
Anfang 1972 in den beteiligten Bundesministerien beraten und 
voraussichtlich bis Jahresmitte dem Bundeskabinett zur Ent- 
scheidung vorgelegt werden. 


3. Wann wird die Bundesregierung bzw. werden die zuständigen 
Bundesminister die nach dem Fluglärmgesetz und dem Luft- 
verkehrsgesetz vorgesehenen Maßnahmen treffen? 

Die nach dem Gesetz zum Schutz gegen Fluglärm und dem 
Luftverkehrsgesetz von der Bundesregierung oder den zustän- 
digen Bundesministern zu treffenden Maßnahmen zum Schutz 
vor Lärm und Luftverunreinigung durch Luftfahrzeuge werden 
im einzelnen zu den anderen Punkten dieser Kleinen Anfrage 
behandelt. 

Darüber hinaus ist zu bemerken, daß ein Zeitpunkt für die Fest- 
setzung von Lärmschutzbereichen nach dem Fluglärmgesetz 
noch nicht genannt werden kann. Die Expertengruppe, die der 
Bundesminister des Innern mit der wissenschaftlichen Vorarbeit 
betraut hat, wird bis Jahresende den Entwurf eines Datenerfas- 
sungssystems vorlegen, das - nach Festlegung durch die betei- 
ligten Bundesressorts - zur einheitlichen Ermittlung der Ein- 
gabedaten für das in der Anlage zu § 3 des Fluglärmgesetzes 
angegebenen Berechnungsverfahren dienen soll. 


4. a) Ist der in § 32 a LuftVG vorgesehene Beratende Ausschuß 
gebildet worden? 

b) Hat der Beratende Ausschuß seine Arbeit aufgenommen? 

c) Welche Personen gehören ihm an? 

Der nach § 32 a Abs. 1 Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes bei dem 
Bundesminister des Innern und dem Bundesminister für Ver- 
kehr zu bildende Beratende Ausschuß ist vor Erlaß von Rechts- 
verordnungen und allgemeinen Verwaltungs Vorschriften auf 
Grund des Luftverkehrsgesetzes zu hören, soweit sie dem 
Schutz gegen Fluglärm und gegen Luftverunreinigungen durch 
Luftfahrzeuge dienen. Weitere Funktionen sind dem Beraten- 
den Ausschuß nicht zugewiesen. 
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Wie sich aus der Antwort zu Frage 1 ergibt, ist zunächst nicht 
mit dem Erlaß von Vorschriften zu rechnen, zu denen der Be- 
ratende Ausschuß zu hören ist. Der Beratende Ausschuß kann 
sonach ohne Zeitdruck gebildet werden. 

In den vergangenen Monaten haben der Bundesminister des 
Innern und der Bundesminister für Verkehr die grundsätzlichen 
Fragen der Besetzung und Geschäftsführung des Beratenden 
Ausschusses abgestimmt und die Berufung der Mitglieder in die 
Wege geleitet. Dabei ergeben sich Schwierigkeiten u. a. aus der 
Tatsache, daß die Kommissionen, die nach § 32 a Abs. 1 Satz 2 
des Luftverkehrsgesetzes im Beratenden Ausschuß vertreten 
sein sollen, noch nicht überall konstituiert sind (vgl. Antwort zu 
Frage 5). Die Bundesregierung geht davon aus, daß die Schwie- 
rigkeiten in Bälde behoben sein werden und die Mitglieder des 
Beratenden Ausschusses dann wie vorgesehen berufen werden 
können. 


5. Ist der Bundesregierung bekannt, ob die nach § 32 b LuftVG zu 
bildenden Lärmschutzkommissionen von den Genehmigungs- 
behörden der Länder berufen worden sind? 

Kommissionen, wie sie nach § 32 b Abs. 1 des Luftverkehrs- 
gesetzes gebildet werden müssen, bestehen an den Flughäfen 
Bremen, Frankfurt, München, Nürnberg und Stuttgart. In Vor- 
bereitung befinden sich die Kommissionen für die Flughäfen 
Düsseldorf, Hamburg, Hannover, Köln-Bonn und Saarbrücken; 
mit der Bildung dieser Kommissionen ist in Bälde zu rechnen. 


6. Ist der Bundesregierung bekannt, ob und ggf. zu welchem Zeit- 
punkt die Genehmigungsbehörden der Länder die Errichtung 
und das Betreiben der nach § 19 a LuftVG zwingend vorgeschrie- 
benen Anlagen zur fortlaufend registrierenden Messung der 
durch die an- und abfliegenden Luftfahrzeuge entstehenden Ge- 
räusche festgesetzt haben? 

Die nach § 19 a Satz 1 des Luftverkehrsgesetzes einzurichtenden 
und zu betreibenden Geräuschmeßanlagen bestehen bei den 
Flughäfen Düsseldorf, Frankfurt, Stuttgart und - zunächst noch 
im Probebetrieb - München. Die Unternehmer der anderen Ver- 
kehrsflughäfen, die dem Fluglinienverkehr angeschlossen sind, 
treffen zur Zeit die notwendigen Vorbereitungen zur Errichtung 
solcher Meßanlagen. Die erforderlichen finanziellen Mittel sind 
überall bereitgestellt. Angesichts dieser Sachlage und im Hin- 
blick auf die Lieferkapazität der Industrie wurde bisher von 
einer Fristsetzung abgesehen. 


7. a) Hält es die Bundesregierung für angebracht, ihre Maß- 
nahmen nach dem Luftverkehrsgesetz, wie es der Bundes- 
minister für Verkehr am 31. August 1971 auf eine entspre- 
chende Anfrage des Saarländischen Ministers für Wirtschaft 
und Verkehr angekündigt hat, von der Stellungnahme der 
Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen, die sich 
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nur gegen das Gesetz ausgesprochen hatte, und dessen Mit- 
glieder die finanziellen Lasten für die Errichtung und das 
Betreiben der in § 19 a LuftVG vorgeschriebenen Anlagen 
tragen müssen, abhängig zu machen? 

b) Was gedenkt die Bundesregierung bei einer weiteren Ver- 
zögerung durch die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Ver- 
kehrsflughäfen zu tun? 

Die Bundesregierung hält es nicht für angebracht, ihre Maß- 
nahmen nach dem Luftverkehrsgesetz von Stellungnahmen 
Dritter abhängig zu machen. Sie ist aber der Auffassung, daß 
sie, ehe sie einen bestimmten Bereich rechtlich regelt, Äuße- 
rungen derer, die über Sachverstand und Erfahrungen verfügen, 
anhören und prüfen sollte. So hält sie es für richtig, die Erfah- 
rungen der Flughäfen, die Anlagen nach § 19 a des Luftver- 
kehrsgesetzes bereits betreiben, auszuwerten und für eine all- 
gemeine Regelung nutzbar zu machen. Da diese Erfahrungen 
kein einheitliches Bild ergeben, beabsichtigt sie, eine Regelung 
erst dann zu treffen, wenn die zu Frage 1 erwähnte DIN-Norm 
vorliegt. 


8. Ist der Bundesregierung bekannt, welche Maßnahmen die zu- 
ständigen Landesbehörden getroffen haben, um den Verpflich- 
tungen gemäß § 29 b Abs. 1 und 2 LuftVG nachzukommen? 

Die Maßnahmen der Luftfahrtbehörden der Länder zum Schutz 
der Bevölkerung vor unzumutbarem Fluglärm nach § 29 b des 
Luftverkehrsgesetzes sind der Bundesregierung bekannt. Alle 
deutschen Verkehrsflughäfen - mit Ausnahme von Berlin- 
Tempelhof - unterliegen Betriebsbeschränkungen. Nachtflug- 
beschränkungen gelten für die Flughäfen Berlin-Tegel, Bremen, 
Düsseldorf, Frankfurt (in Bälde), Hamburg, Hannover, Köln- 
Bonn, München, Nürnberg, Saarbrücken und Stuttgart. Die Be- 
schränkungen unterscheiden sich sowohl hinsichtlich ihres zeit- 
lichen Umfangs wie hinsichtlich ihres sachlichen Inhalts. Trieb- 
werkstandläufe ohne Benutzung von Schalldämpfungseinrich- 
tungen sind auf den Flughäfen Düsseldorf und Köln-Bonn gene- 
rell verboten. Darüber hinaus ist für nächtliche Landungen auf 
den Flughäfen Düsseldorf, Frankfurt, Hamburg, Hannover, 
München und Stuttgart empfohlen, die Anwendung der Schub- 
umkehr zu unterlassen. 


Genscher 
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